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1976 -10- 07 DRINGLICHE ANFRAGE 

der Abgeordneten STEINBAlIER~ Dr.KOREN ~ Dr.BUSEK~ Dr. LEITNER 
und Genossen 

a~ den Herrn Bundeskanzler 

betreffend Junktimiei?ung der Presseförderung mit dem Wohl­

verhalten der Presse gegenüber der Bundesregierung 

Bezilglic:h der Ausgewogenheit des Verhältnisses von Nac:ht­

ausilbung einers~its und Kontrolle dieser Mac:htausübung 

andel"el'seits~ herrschen merkwilrdige Widersprüche zwisc:hen 

politis~hen Grundsätzen und dem tatsäc:hlic:hen Verhalten 

der sozialistisc:hen Regierungspartei. In der Regierungs­

erklärung vom 5. November" 1971 erklärte Dr.Kreisky: " . •. daß 

.es mir als"eineder wic:htigsten Aufgaben der modernen Politik 

erscheint~ in der Demokratie alle Jene Kräfte zu 8tärken~ 

die der Kontrolle und Vberwachung Jeglicher Machtausilbung ... 
dienen. Dazu g~hört aber"auch die Bere~tschaft der Regie~ung~ 

sich die Kontrolle durc:h die Parteien im demokratischen. Staat 

nicht nur gefallen zu lassen~ sondern sich ~hr auchbereit~ 

willig zu unterw'erfen." 

In Wirklichkeit zeigen aber vor allem Bundeskanzler Dr.KreiskY 

und Finanzminister Dr.Androsc:h Unduldsamkeit gegenüber Jeg­

Zic:her Kritik~ egal ob sie von der Opposition oder von den 

.. Medien vorgetragen iJJird. 

• 

, 
. i 
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Dazu ein paar Beispiele: 

o Al-s der "Kurier" über die sahweren Vorwürfe, die der 

Reahnungshof im Bundesreahnungsabsahluß 1974 betreffend, 

die 2 Milliarden-Transaktion vom November 1974 äußerte, 

beriahtet, spriaht Finanzminister Dr.Androsch von "ge­

zielten, das Ansehen tJsterreichs. sahädigenden Ge17 üchte­

machereien und·· Verleumdungsversuahen der tJVP sowie von 

Anschuldigungen von Helfern der tJVP" (Sozialistisahe 

Korrespondenz, 10.9.1975). Der Finanzminister bringt 

zudem gegen den "Kurier" auah eine Klage ein. 

o Im Zusammenhang mit Jugenddemonstrationen gegen d1:e Wehr-. 
gesetznovelle bezeichnet Dr.Kreisky den Rundfunk als-

"ein bekanntes Mittel der Manipulation" (3.4.1976, ORF-. 

Interview) . 

o Auf der Wiener Konferenz der SptJ, die zur Befriedung. 

·desRe~chsbrüakendebakels abgehalten wurde, verliert 

Präsident Benya die Beherrsahung und läßt Anschuldigungen 

gegenüber Journalisten los: " .... sie werden uns peitsahen, 

weil sie uns hassen .... di'e Dilfami'erer sollen si'ah 

~icht·täusahen lasiin ... :.:.n.- -
, .... ,. 

(Kurier, 13.~.1976). 

o Beim gleiahen Anlaß erklärt Bürgermei~t~r Gratz: "Iah 

bin es sahon fast leid J besonders seit den letzten 10 

Tagen, das Wort tJVP überhaupt in den Mund zu nehmen" 

(Morgenjournal, 12.8.1976). 

o Vor wenigen Tagen war es wieder einmal so weit: 

Nachdem Bundeskanzler Dr.Kreisky bei der "Sparklausur" 

auf der Sahallaburg selbst das Thema der Repräsentations-
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~pesen ins Spiet gebl'atJht hatte -"weiteps wird die 

Regierung gewisse Einsparungsmaßnahmen auf dem Gebiet 

der Repräsentation treffen" -, (Soziatistisahe Korre­

spondenz, 6.9.19(6) zeigt er neuerl'iah U1'idu Zdsamkeit 

. gegenUber jegliaherKritik als die Presse skandaZ8se 

kinzelheiten Uber die Repräsentationsausgqben der 

Bundesregierung veröffentZiahte. Hatte der BundeskanzZer 

auf der Saha 7, laburg zum Thema Sparsamkei"t noah eI'k Zärt: 

"Wir stehen auf dem Standpunkt, daß man niaht von der 

Gr8ße des Einzusparenden ausgehen kann. Auch im kZeinen 

muß der Geist der Sparsamkeit waahsen," (Die Presse, 

7.9.19(6) so handeZt es siah wenige Tage später bei 

"dem Aufwand, von dem momentan so viel die Rede ist, um 

4en läaherliahen Betrag von 0,013 % des Budgets" (ORF­

Interview, 28.9.19(6). 

Auf den Hinweis, daß es siah bei den Repräsentationsaus­

gaben um Steuergelder handle, reagierte der Bundeskqnzler 

gereizt: "Denn dann wird man auch die Steuerzahler fragen 

mUssen,ob sie Millionen fUr die Zeitungen zahlen wolZen. 
" . 

Das woZZen sie nämlich nioht." ,(KZeine Zeitung, 25.9.19(16). 

Wer bei dieser Entgleisgung an eine einmatiiJe Fe"ht:.Zeistung 
.......... 

des Bundeskanzl8rs giaubt, wurde 4 Tage später eines 

Besseren belehrt: Naahdem er vorher noah einen ORF­

Journalisten rUgte, daß "es niaht die Aufgabe des Rund­

funks sei, eine politische Polemik durahzu!ilhren" er­

ktärte Dr.Kreisky in diesem TV-Interview neuerliah: 

" •••.• dann frage ich miah. ob es dem Steuerzahler von 

vornherein so angenehm ist, daß MilZionen an F8rderungen 

fUr Zeitungen ausgegeben werden" (ORF, 28.9.1976). 

Zur Abrundung dieses Themas ließ Dr.Kreisky Uber seinen 

Parteipressedienst noch verlauten. dal3"mit dieser Kampagne 

• 
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Superdemagogen HilfesteZlung geZeistet werde" und er sich 

nicht "von ein paar Leuten terrorisieren lasse"~ wo-

mit er würdig an die AusfalZe gegenUber den Medien 

und der OVP auf der jüngsten Wiener Konferenz der SPO 

anschloß (Sozialistische Korrespondenz~ 28.9.1976). 

o Auch dem Finanzminister Dr. Androsch~ der: noch in Alp­

bach von der "lebenswichtigen Bedeutung der Infol1mation" 

gesprochen und ein "öffentliches Marketing - die aktuelle 

Berichterstattung über Maßnahmen und Ziele des Staates 

bl~aucht die Erganzung durch umfassende Informationen 11 

verlangt hatte~ mißfiel die Berichterstattung der Presse 

über die Reprasentationsausgaben: In einer TV - Diskussion 

mit Journalisten warf D~. Androsch diesen vor: ".; ... sie 

haben geschrieben ohne Rückfrage zu halten~ sie haben sich 

nioht informiert als sie geschrieben haben und verur­

teilt haben." (27.9.1976) 

Aus ,den hier angeführten Gründen - Angriffe auf Medien., 

.die in Erfüllung ihrer Informationspflicht auch über Dinge., 

die der 'Bundesregierung nicht angenehm sind., berichten - . 

richten die unterfer~igten Abgeordneten an den Herrn Bundes-
kanz leI' fo 1gende .. ..., -"", 

.. ~ ..... 
'. 

A n .f r . .a g e. . . 

1) Ist seitens der Bundesregierung daran gedacht., die erst'im 

Sommer des Vorjahres bundesg,esetz lich eingeführte Pi?eSSe­

förderung zukünftig vom Wohlverhalten der·Zeitungen äb­

hangig zu machen? 

2) Waren die von Finanzminister Dr. Androsch in Alpbach ge-

.. 
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machten A'ußerungen bezügtich die Einführung eines 

"öffenttichen Marketings" mit Ihnen abgesprochen? 

3) Wenn ja 3 was werden Sie unternehmen um ein sotches 

"öffentZiches Marketing" einzurichten? 

Gemliß § 93 der Geschliftsordnung wird beantragt, diese 

Anfrage ats dringlich zu behandeln und dem Erstunterzeiahner 

Gelegenheit zur Beg~ündung zu geben. 
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